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1. TEIL 

Einleitung 

A. Aktualität 

Zehn Millionen Europäer haben ihre Siedlungsgebiete verlassen und 
sind aus den Agrarregionen des Südens in die Ballungszentren der 
nördlichen und westlichen Industriestaaten gedrängt1• Zu den wichtig-
sten Zielländern dieser Wanderungsbewegung gehört die Bundesrepu-
blik Deutschland: Der Arbeitskräftebedarf der expandierenden deut-
schen Wirtschaft war nach Erschöpfung des einheimischen Potentials 
und Versiegen des Flüchtlingsstroms aus der DDR nur noch mit Hilfe 
von Ausländern zu decken. Die mit zahlreichen Staaten2 abgeschlossenen 
Anwerbevereinbarungen, in zweiter Linie auch die Freizügigkeits-
bestimmungen der Europäischen Gemeinschaften hatten zur Folge, daß 
der Ausländeranteil an der Wohnbevölkerung von ca. 1 Ofo (vor 1960) 
auf 6,7 Ofo (1975)3 emporschnellte. Entgegen den allgemeinen Erwartun-
gen kamen nicht Arbeitskräfte, sondern Menschen4• Die zunächst meist 
vorherrschende Absicht, nach einigen unter anspruchslosen Verhält-
nissen durchgestandenen Jahren mit dem Ersparten in der Heimat eine 
Existenz aufzubauen, schwächte sich mit wachsender Aufenthaltsdauer 
und allmählich zunehmender Familienzusammenführung oder -grün-
dung ab: Im September 1974 lebten 56,4 OJo aller Ausländer bereits seit 
mehr als vier, 17,8 OJo sogar seit über zehn Jahren in der Bundesrepu-
blik5. Allen offiziellen Beteuerungen6 zum Trotz hatte sich also eine 
Einwanderung von erheblichem Umfang vollzogen7• Die schwerwiegen-

1 Franz, DVBl 1973, 662. 
2 Mit Italien (1955), Spanien und Griechenland (1960), der Türkei (1961), 

Marokko (1963), Portugal (1964), Tunesien (1965) und Jugoslawien (1968), s. 
Böckenförde, S. 17. 

3 Absolut: 4,089 Mio., davon über eine Mio. Türken, dann Jugoslawen, 
Italiener, Griechen und Spanier (Statistisches Jahrbuch 1976). 

' Vgl. Max Frisch zur Situation in der Schweiz: "Wir riefen Arbeitskräfte, 
doch es kamen Menschen" (zit. bei Stange, S. 6). 

6 Statistisches Jahrbuch 1975. 
s Nachweise bei Isensee, VVdStRL 32 (1974), 68, Fn. 47, und Bender, S. 5. 
7 Rittstieg, Perspektiven, S. 60; Sasse, S. 63 f.; Kanein, NJW 1973, 731; auch 

das BVerwG spricht von Einwanderung schon dann, wenn die Niederlassung 
eine gewisse Dauerhaftigkeit hat (E 36, 45, 51). 
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den Folgeprobleme auf dem Gebiet der sozialen Infrastruktur sowie die 
(in allen westlichen Industrieländern zu beobachtende) erhöhte Arbeits-
losigkeit der eigenen Staatsbürger veranlaßten die Bundesregierung im 
Jahre 1973 zur Verhängung des mittlerweile auf unbestimmte Zeit ver-
längerten Anwerbestops8• Dieser zog zwar bei teils freiwilliger, teils 
erzwungener Ausreise einiger hunderttausend Ausländer eine spürbare 
Entlastung des Arbeitsmarktes nach sich9 ; der Ausländeranteil insge-
samt schrumpfte jedoch wegen der hohen Geburtenrate in den Aus-
länderfamilien nur geringfügig10• Unabhängig von zukünftigen Kon-
junkturverläufen und ohne Prophetie läßt sich sagen, daß der beträcht-
liche ausländische Bevölkerungsanteil ein mittel- bis langfristiges öko-
nomisch-gesellschaftliches Phänomen bleiben wird11• 

Wegen der begrenzten oder schon erschöpften Aufnahmefähigkeit 
wird es eine Einwanderung im bisherigen Stil nicht mehr geben können. 
Neben einer befriedigenden Integration der seit Jahren in der Bundes-
republik weilenden und zu deren volkswirtschaftlichem Wachstum maß-
geblich beitragenden Ausländer12 geht es um die Herausarbeitung über-
legter, weniger an einem fortgesetzten Arbeitskräfteimport als an 
Familiennachzug und speziellen staatlichen Bedürfnissen orientierten 
Kriterien für die Auswahl weiterer Einreisewilliger - die Fremden-
zulassung wird außerhalb des gemeinschaftsrechtlich liberalisierten Be-
reichs weiterhin von einer nach nationalstaatliehen Zweckmäßigkeits-
erwägungen erfolgenden Selektion bestimmt sein13• Die Auseinander-
setzung um diesbezügliche Konzeptionen ist in vollem Gange14• 

Nicht weniger heftig als die ausländerpolitische ist die juristische 
Diskussion verlaufen. Die Art und Weise, in der die Bundesrepublik 
durch Erlaß des Ausländergesetzes vom 26.4.1965 versucht hat, den 
Aufenthalt von Ausländern rechtlich in den Griff zu bekommen, wurde 
in der einschlägigen Literatur zunächst überwiegend als Ausdruck einer 

s s. Süddeutsche Zeitung v. 11. 6. 1976. 
v Süddeutsche Zeitung v. 27. 3. 1976: Rückgang der "Gastarbeiter"-Zahlen 

von Sept. 1973 bis Juni 1975 von 2,595 auf 2,07 Mio. 
1o Statistisches Jahrbuch 1975 und 1976. 
u Sasse, S. 63; Bender, S. 5. 
12 Eine Integrationspolitik verfolgt auch die Bundesregierung, s. Süd-

deutsche Zeitung v. 11. 6. 1976. Nach Sasse, S. 12, besteht die Aufgabe darin, 
"die nichtdeutseben Bewohner des Bundesgebiets ihren Bedürfnissen und 
Interessen entsprechend einzugliedern, ohne sie gleichzeitig ihren Heimat-
ländern zu entreißen und damit gänzlich zu entwurzeln". 

13 Vgl. das Schreiben des Bundesministers Genscher vom 14. 9. 1970 (zit. 
bei Stange, S. 3): Es sei "die Pflicht des deutschen Parlaments, zuallererst 
dem eigenen Volk zu dienen und sich bei seinen gesetzgeberischen Entschei-
dungen davon leiten zu lassen, daß jedenfalls im eigenen Land der Vorrang 
deutscher Interessen gewahrt werden muß". 

14 u. a. Rose, JR, 221 ff.; Isensee, VVdStRL 32 (1974), 69. 
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liberalen Fremdenpolitik angesehen15• Kloesel und Christ bezeichneten 
das neue Gesetz als "das liberalste ... der Welt"16 ; Weißmann hielt es 
für "weit großzügiger als das vergleichbarer westlicher Staaten"17. 
Erdmann stellte immerhin fest, das Ausländergesetz biete alle Möglich-
keiten zu einer ausländerfreundlichen Handhabung18• 

Eine häufig alles andere als liberale Verwaltungspraxis, die starken 
regionalen Schwankungen unterlag, lenkte bald kritische Aufmerksam-
keit auf ein hervorstechendes Charakteristikum des Gesetzes: Die Exe-
kutive19 war durch die uferlose Weite zentraler ausländerpolizeirecht-
licher Normen mit kaum kontraHierbaren Blankovollmachten ausge-
stattet worden20, die sie in zahlreichen Punkten auf die den Ausländern 
ungünstigste Alternative verengen konnte21. Genannt sei an dieser 
Stelle nur die der erwähnten faktischen Daueransiedlung widerspre-
chende lgnorierung der gesetzlich vorgesehenen unbefristeten Aufent-
haltserlaubnis und der privilegierenden Aufenthaltsberechtigung. Wenn 
auch Rose22 zu Recht betont, daß der ausländerpolizeiliche Bereich neben 
den brennenden sozialen Fragen nur einen Teilaspekt der gesamten 
Ausländerproblematik darstellt, so ist doch der Äußerung von Franz, 
aufenthaltsrechtliche Sicherheiten bildeten den "Schlüssel zur Integra-
tion"23, die Berechtigung nicht abzusprechen. Die für den gegenwärtigen 
Zustand kennzeichnende rechtliche Unsicherheit des Aufenthalts24 steht 
dem wachsenden Wunsch vieler Ausländer, in der Bundesrepublik hei-
misch zu werden25, im Wege. 

Ein "Alternativentwurf '70"26 der Humanistischen Union sowie Stel-
lungnahmen von Kirchen, Gewerkschaften und Parteien27 brachten 
Reformüberlegungen in die Diskussion ein. Seither haben sich kritische 
Stimmen noch verstärkt. Ob sie sich im wesentlichen mit einer Ände-

15 Von Anfang an a. A.: Franz, DVBl 1963, 797, 800 ff. 
16 Im Vorwort zur ersten Lieferung ihres Kommentars. 
11 § 1 Anm. 2 b. 
18 VerwArch 59 (1968), 342. 
19 Vornehmlich die Länderverwaltungen, vgl. § 20 Abs. 1-3 AuslG. 
2o Rittstieg, NJW 1972, 2153; Franz, DVBl 1973, 669; ausführlich Fricke, 

"Die (erheblichen) Belange der Bundesrepublik Deutschland im Ausländer-
gesetz und das Bestimmtheitsgebot"; Diss. Münster 1973. 

21 Franz, NJW 1975, 818. 
22 JR 1973, 222 f. 
23 DVBl 1973, 674. 
24 Rittstieg, Perspektiven, S. 63; Zuleeg, DÖV 1973, 361. 
25 Vilser, Süddeutsche Zeitung v. 19. 6. 1976 ("Sichere Existenz wichtiger 

als ,schnelles Geld' "). 
26 Abgedruckt bei Franz, ZRP 1970, 229. 
27 Übersicht bei Schüler, S. 18, und Franz, Aufenthaltsrechtliche Stellung, 

s. 49 f . 
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